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Mehrere Windkraftanlagen auf Grund-
stücken sind keine wirtschaftliche 
Einheit 

Kernfrage 

Bewertungsrechtliche Feststellungen sind insbesondere im 

Bereich der Land- und Frostwirtschaft Grundlage für eine 

Vielzahl von Steuerfestsetzungen (z. B. Erbschaftsteuer) 

und/oder Ausgleichsansprüche (z. B. Höfeordnung). Wäh-

rend die Bewertung landwirtschaftlich genutzter Flächen in 

der Regel zu niedrigen Werten erfolgt, erhöhen sich diese 

Werte signifikant, wenn sich die Nutzung ändert. Dies ist 

jüngst insbesondere dann der Fall, wenn landwirtschaftli-

che Flächen mit Windanlagen bebaut werden, was zu einer 

(teilweisen) gewerblichen Nutzung führt. Der Bundesfi-

nanzhof (BFH) hatte nun über die bewertungsrechtlichen 

Fragen einer Nutzung durch Windanlagen zu entscheiden. 

Sachverhalt 

Der Kläger hatte aus einer großen landwirtschaftlichen 

Fläche auf der Grundlage eines Nutzungsvertrages mit 

einem Windparkbetreiber Einzelgrundstücke zu einem 

Gesamtgrundstück verbunden. Dieses hatte er dem Wind-

parkbetreiber zur Bebauung mit insgesamt 10 Windanlagen 

als Wegflächen zur Verfügung gestellt. Die Flächen um den 

Windpark sowie die nicht bebauten Flächen des Windparks 

selbst nutzte der Landwirt weiterhin für seinen landwirt-

schaftlichen Betrieb. Das Finanzamt sah sämtliche Einzel-

grundstücke des Windparks als eine wirtschaftliche Einheit 

an und erließ für die einzelnen Grundstücke des Windparks 

einen einheitlichen Einheitswertbescheid, der wegen der 

wirtschaftlichen Einheit eine hohe Bewertung vorsah. Mit 

seiner hiergegen gerichteten Klage obsiegte der Kläger. 

Entscheidung 

Für sämtliche Grundstücke des Windparks sind selbststän-

dige Einheitswertbescheide zu erlassen, so der BFH. Eine 

wirtschaftliche Einheit besteht nicht. Diese ergebe sich 

weder aus der katasterlichen Zusammenfassung der Wind-

parkgrundstücke noch aus dem einheitlichen Nutzungsver-

trag. Maßgeblich seien die tatsächlichen Verhältnisse, nach 

denen die einzelnen Windparkgrundstücke nicht unmittel-

bar aneinander angrenzten, sondern über Wege, die vor-

nehmlich aber landwirtschaftlich genutzt würden, verbun-

den werden müssten. Hinzu komme, dass die gesamten 

unbebauten Flächen weiterhin landwirtschaftlich genutzt 

würden. Ein einheitlicher Nutzungsvertrag könne auch über 

mehrere wirtschaftlichen Einheiten geschlossen werden. 

Darüber hinaus verhielte es sich auch technisch so, dass 

die Windkraftanlagen für sich genommen jeweils selbst-

ständige Anlagen darstellten. 
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Konsequenz 

Die Entscheidung ist bewertungsrechtlich zu begrüßen. 

Windparkgrundstücke bleiben selbstständige Einheiten, so 

dass die sich aus der Feststellung einer wirtschaftlichen 

Einheit ergebende Höherbewertung nicht zum Tragen 

kommt. Dies ändert allerdings nichts an der Tatsache, dass 

die Nutzung landwirtschaftlicher Flächen zu einem Wechsel 

von landwirtschaftlicher in gewerbliche Nutzung führt. 
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Land- und forstwirtschaftliche Be-
triebe in Spanien: Anrechnungsme-
thode bei Einkünften? 

Gelten landwirtschaftliche Betriebe als 
Betriebsstätten im DBA-Sinne 

Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) weisen das Be-

steuerungsrecht für Einkünfte in internationalen Fällen 

einem der beteiligten Staaten zu. Dabei arbeiten die Ab-

kommen teilweise mit eigenen Begrifflichkeiten, die von 

den Wertungen des nationalen Rechts abweichen können. 

Sachverhalt 

Der Kläger, ein gebürtiger Spanier, erzielte in den Streitjah-

ren 1997 – 2000 neben Einkünften in Deutschland auch 

solche aus einem Plantagenbetrieb in Spanien. Abwei-

chend von seiner Einkommensteuererklärung unterwarf 

das Finanzamt diese Einkünfte aus Land- und Forstwirt-

schaft der deutschen Steuer. eine Anrechnung der in Spa-

nien gezahlten Steuern erfolgte später. Zu klären war im 

anschließenden Klageverfahren, ob die spanischen Ein-

künfte aus dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb als 

Betriebsstätteneinkünfte oder als Einkünfte aus Grundver-

mögen zu werten waren. Nachdem das Finanzgericht diese 

Frage zugunsten des Klägers entschieden und das Vorlie-

gen einer spanischer Betriebsstätte im Sinne des DBA 

Spanien unterstellt hatte, kam der Bundesfinanzhof (BFH) 

zu einem anderen Ergebnis und wies die Klage ab. 

Entscheidung 

Nach Ansicht des BFH wird die deutsche Besteuerung der 

Einkünfte aus einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 

in Spanien nicht gehindert. Zwar liegt das Besteuerungs-

recht für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen beim 

spanischen Staat, weil das Vermögen dort belegen ist. 

Dennoch ist für Deutschland als Wohnsitzstaat eine Be-

steuerung generell ebenfalls möglich. Hierbei ist die spani-

sche Steuer auf die deutsche anzurechnen, wenn das 

Vermögen nicht zu einer in Spanien belegenen Betriebs-

stätte gehört. die Begriffe "Betriebsstätte" und "Unterneh-

men" sind dabei primär aus dem spanischen DBA zu be-

stimmen. 

 

 

Konsequenz 

Im DBA Spanien gilt das Prinzip des Vorrangs der speziel-

leren Einkunftsart. Danach kann ein Unternehmen zwar 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen haben, die dann 

auch als solche so zu besteuern sind. Allerdings fällt alles, 

was nach dem DBA Spanien als "Land- und Forstwirt-

schaft" zu qualifizieren ist, nicht unter den Begriff des "Un-

ternehmens" und kann keine "Betriebsstätte" begründen. 
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Fristlose Kündigung bei Diebstahl  
geringwertiger Sachen und langer Be-
triebszugehörigkeit 

Rechtslage 

Bis zur "Emmely-Entscheidung" galt der Grundsatz, dass 

eine Straftat gegenüber dem Arbeitgeber eine fristlose 

Kündigung ohne vorherige Abmahnung rechtfertigte. Mit 

der "Emmely-Entscheidung" weichte das Bundesarbeitsge-

richt diesen Grundsatz im Bereich Diebstahls und Unter-

schlagung geringwertiger Sachen für die Fälle auf, bei 

denen eine Interessenabwägung zugunsten des Arbeit-

nehmers sprach. Dies ist insbesondere dann so, wenn ein 

lang bestehendes und (regelmäßig) unbeanstandetes Ar-

beitsverhältnis vorliegt. Diese Entscheidung wird seither in 

fristlosen Kündigungssachen stets zugunsten des Arbeit-

nehmers angeführt. Das Landesarbeitsgericht Berlin-

Brandenburg hatte nunmehr zur Abgrenzung des "Emmely-

Urteils" zu entscheiden. 

Sachverhalt  

Der Kläger war bereits rd. 20 Jahre – zuletzt als Filialleiter – 

beim Arbeitgeber tätig, als er zunächst einen Beutel Streu-

sand aus der Filiale mitnahm, ohne ihn zu bezahlen. Zwei 

Tage später wurde er mit unbezahlten Waren im Wert von 

12,02 EUR angetroffen. Der Arbeitgeber kündigte das Ar-

beitsverhältnis fristlos ohne Abmahnung. Der Kläger hatte 

die Vorwürfe zunächst geleugnet. 

Entscheidung 

Das Landesarbeitsgericht hielt die Kündigung für wirksam. 

Die im Rahmen der fristlosen Kündigung vorzunehmende 

Interessenabwägung falle trotz der langen Betriebszugehö-

rigkeit auch vor dem Hintergrund der "Emmely-

Entscheidung" zu Ungunsten des Klägers aus. Dabei sei 

entscheidend zu berücksichtigen, dass der Kläger die Vor-

würfe zunächst geleugnet habe, er in einer gehobenen 

Vertrauensposition angestellt sei und der Schaden nicht 

nur im "Cent-Bereich" liege. 

Konsequenz 

Die Entscheidung liegt auf dem Kurs weiterer Entscheidun-

gen der arbeitsrechtlichen Obergerichte. Man mag mutma-

ßen, dass dort versucht wird, die "Emmely-Entscheidung" 

praxistauglich zu machen. Auf eine Wertgrenze wird bisher 

nicht abgestellt, obwohl die Entscheidung vom "Cent-

Bereich" spricht. Regelmäßig stellen die arbeitsrechtlichen 

Obergerichte vielmehr auf das Nachtatverhalten ab. Wenn 
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der Arbeitnehmer zunächst leugnet, scheinen die Gerichte 

"geneigter", dem Arbeitgeber Recht zu geben. 

Kernaussage 

Das Bayerische Landessozialgericht (LSG) hatte mit Urteil 

aus dem Jahr 2011 festgestellt, dass ein bestandskräftiger 

Bescheid über die Betriebsprüfung der Rentenversicherung 

eine weitere Nachforderung für den gleichen Zeitraum 

verhindern kann. Die Spitzenverbände der Sozialversiche-

rung entschieden hingegen, dass dieses Urteil keine über 

den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat und der Fest-

stellung grundsätzlich nicht zu folgen ist. 

Entscheidung 

Das Bayerische Landessozialgericht (LSG) hatte mit Urteil 

aus dem Jahr 2011 festgestellt, dass ein bestandskräftiger 

Bescheid über die Betriebsprüfung der Rentenversicherung 

eine weitere Nachforderung für den gleichen Zeitraum 

verhindern kann. Die Spitzenverbände der Sozialversiche-

rung entschieden hingegen, dass dieses Urteil keine über 

den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat und der Fest-

stellung grundsätzlich nicht zu folgen ist. 

Entscheidung 

Der Rentenversicherungsträger hatte bei dem klagenden 

Entsorgungsunternehmen eine Betriebsprüfung für die 

Jahre 2000 bis 2004 durchgeführt, die zu einer Beitrags-

nachforderung führte. Der Beitragsbescheid war bestands-

kräftig geworden. Wenige Jahre später wurden dieselben 

Jahre auch vom Finanzamt geprüft. Den entsprechenden 

Prüfungsbescheid des Finanzamts wertete auch der Ren-

tenversicherungsträger aus und machte weitere Nachforde-

rungen für den bereits geprüften Zeitraum geltend. Dies sei 

unzulässig, urteilte das LSG, denn die Jahre wurden be-

reits geprüft und bestandskräftig beschieden. Solange der 

bestandskräftige Bescheid nicht zurückgenommen werde, 

hindere er weitere Nachforderungen. 

Ansicht des GKV Spitzenverbandes 

Die Spitzenorganisationen stellen sich ausdrücklich gegen 

diese Rechtsprechung und meinen, die Prüfungen der 

Rentenversicherungsträger sind nur auf Stichproben be-

schränkt. Eine Verpflichtung zur vollständigen Überprüfung 

der versicherungsrechtlichen Verhältnisse aller Versicher-

ten besteht nicht. Eine über diese Kontrollfunktion hinaus-

gehende Bedeutung kommt den Betriebsprüfungen nicht 

zu. Insbesondere sollen sie den Arbeitgeber als Beitrags-

schuldner weder schützen noch Entlastung erteilen. Arbeit-

geber können sich daher nicht auf Vertrauensschutz beru-

fen, wenn ein Sachverhalt bei einer vorherigen Betriebsprü-

fung unbeanstandet blieb. 

Konsequenz 

In vielen Fällen weiß der Arbeitgeber, für welche Sachver-

halte Sozialversicherungsbeträge fällig werden. Die An-

sprüche aus vorsätzlich vorenthaltenden Beiträgen verjäh-

ren erst in 30 Jahren. In Zweifelsfragen haben Arbeitneh-

mer und Arbeitgeber das Recht, rechtzeitig eine Entschei-

dung der Einzugsstelle herbeizuführen, die sodann bindend 

ist. Im Hinblick auf diese weitreichenden Konsequenzen 

aufgrund langer Verjährungsfristen sollte im Zweifel ein 

Berater hinzugezogen werden. 
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Keine erweiterte Gewerbesteuerkür-
zung bei Betrieb einer Photovoltaik-
anlage 

Kernproblem 

Die ausschließliche Verwaltung und Nutzung eigenen 

Grundbesitzes durch eine natürliche Person oder Perso-

nengesellschaft stellt keinen Gewerbebetrieb dar, mit der 

Folge, dass auch keine Gewerbesteuerpflicht besteht. 

Etwas anderes gilt, wenn die Grundstücksverwaltung durch 

eine Kapitalgesellschaft erfolgt, da diese bereits kraft ihrer 

Rechtsform als Gewerbebetrieb gilt. Zur Vermeidung dieser 

gewerbesteuerlichen Schlechterstellung, sieht das Gewer-

besteuergesetz eine Kürzung des Gewerbeertrags um den 

Teil, der auf die Verwaltung und Nutzung des eigenen 

Grundbesitzes entfällt, vor. Voraussetzung ist allerdings, 

dass die Kapitalgesellschaft "ausschließlich" einer entspre-

chenden begünstigten Tätigkeit nachgeht. Das Berliner 

Finanzgericht (FG) hatte aktuell zu entscheiden, ob der 

Betrieb von Photovoltaikanlagen auf den Dächern der ver-

mieteten Objekte der gewerbesteuerlichen Begünstigung 

entgegensteht. 

Sachverhalt 

Die Steuerpflichtige war Eigentümerin mehrerer bebauter 

Grundstücke, die sie an Gewerbetreibende vermietete. Auf 

den Dächern ließ sie zwei Photovoltaikanlagen errichten. 

Der hieraus erzielte Strom wurde entgeltlich ins Stromnetz 

eingespeist. Im Anschluss an eine Betriebsprüfung vertrat 

die Finanzverwaltung die Auffassung, dass der Betrieb der 

Photovoltaikanlage eine schädliche gewerbliche Tätigkeit 

darstelle, die dem genannten "Ausschließlichkeitsgebot" 

widerspreche. Die gewerbesteuerliche Begünstigung wurde 

entsprechend verwehrt. Die hiergegen gerichtete Klage 

beim FG Berlin-Brandenburg blieb erfolglos. 

Entscheidung 

In Übereinstimmung mit der ständigen Rechtsprechung 

qualifiziert das FG den Betrieb einer Photovoltaikanlage als 

Gewerbebetrieb, auch wenn die Stromlieferung nur an 

einen einzigen Stromerzeuger erfolgt. Diese Tätigkeit stelle 

auch kein unschädliches Nebengeschäft dar, die dem Be-

griff der Grundstücksverwaltung zuzurechnen sei. Dem 

Ausschließlichkeitsgebot wurde somit nicht entsprochen. 

Unerheblich sei, dass die Einnahmen der Steuerpflichtigen 
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rungsbeiträgen trotz Betriebsprüfung 
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nur zu 5 % aus der Stromeinspeisung stammten. Offen 

gelassen hat das Gericht allerdings, wie zu entscheiden 

gewesen wäre, wenn das klagende Unternehmen den 

durch die Photovoltaikanlagen produzierten Strom aus-

schließlich für den eigenen Grundbesitz genutzt hätte. 

Konsequenz 

Die Revision beim Bundesfinanzhof wurde zugelassen, 

jedoch erscheinen die Erfolgsaussichten begrenzt. Unge-

achtet dessen empfiehlt es sich in der Praxis, die Photovol-

taikanlage im Rahmen eines gesonderten Betriebs zu füh-

ren, um unliebsame steuerliche Überraschungen wie im 

vorliegenden Fall zu vermeiden. 
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Erd- und Pflanzarbeiten sind auch 
Handwerkerleistungen 

Rechtslage 

Für haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleis-

tungen werden seit einigen Jahren im Rahmen der Ein-

kommensteuer-Veranlagung Steuerermäßigungen gewährt. 

Haushaltsnahe Dienstleistungen sind Tätigkeiten, die ge-

wöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts oder 

Beschäftigte regelmäßig anfallen, also als hauswirtschaft-

lich angesehen werden können. Handwerkerleistungen 

betreffen Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisie-

rungsmaßnahmen und keine Schaffung von etwas Neuem 

(Herstellungsmaßnahmen). 

Sachverhalt 

Die Kläger sind Eigentümer eines in 2003 fertig gestellten 

Wohnhauses. Sie beantragten im Rahmen Ihrer Einkom-

mensteuererklärung 2006 eine Steuerermäßigung für die 

Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen für 

die Kosten der Erd- und Pflanzarbeiten im Garten. Dane-

ben beantragten sie noch Steuerermäßigungen für die 

Kosten der Errichtung einer Stützmauer an der Grund-

stücksgrenze sowie für die Inanspruchnahme von Hand-

werkerleistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Mo-

dernisierungsarbeiten. Finanzamt und Finanzgericht vertra-

ten die Auffassung, dass für die vorgenannten Maßnahmen 

keine Steuerermäßigungen zu gewähren seien, da im 

Rahmen dieser Arbeiten ein Garten erstmalig angelegt 

wurde. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der Klage hingegen teil-

weise statt. Den Klägern ist für die Erd- und Pflanzarbeiten 

sowie für die damit im Zusammenhang stehende Errichtung 

einer Stützmauer eine Steuerermäßigung für die Inan-

spruchnahme von Handwerkerleistungen für Renovierungs-

, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen, nicht aber 

auch eine Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleis-

tungen zu gewähren. Unter die Steuerbegünstigung fallen 

Instandsetzungsmaßnahmen zur Erhaltung und Wieder-

herstellung des vertraglichen oder ordnungsgemäßen Zu-

stands sowie Modernisierungsmaßnahmen, und zwar un-

abhängig davon, ob die Aufwendungen für die einzelne 

Maßnahme Erhaltungs- oder Herstellungsaufwand darstel-

len. Handwerkerleistungen sind demnach nur begünstigt, 

wenn sie im räumlichen Bereich eines vorhandenen Haus-

halts erbracht werden. Damit können Handwerkerleistun-

gen, die die Errichtung eines Haushalts, also einen Neu-

bau, betreffen, die Steuerermäßigung nicht vermitteln. 

Maßnahmen eines Handwerkers im vorhandenen Haushalt, 

zu dem auch der dazugehörige, stets schon vorhandene 

Grund und Boden gehört, sind hingegen stets begünstigt. 

Konsequenz 

Die Rechtsprechung unterscheidet deutlich zwischen 

haushaltsnahen Dienstleistungen und sonstigen Handwer-

kerleistungen. Erstere müssen hauswirtschaftlicher Art sein 

(wie z. B. Pflegearbeiten im existierenden Garten), letztere 

sind z. B. bei der Neuanlage oder Umgestaltung eines 

Gartens gegeben. 
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Ist Entsorgung von Speiseabfällen 
landwirtschaftliche Dienstleistung? 

Kernaussage 

Das Finanzgericht Münster entschied kürzlich, dass ein 

Unternehmer mit der Entsorgung von Speiseabfällen, die er 

nach Aufbereitung als Schweinefutter verwendet, keine 

landwirtschaftlichen Dienstleistungen erbringt. 

Sachverhalt 

Ein Landwirt, der einen Mastbetrieb bewirtschaftet und 

umsatzsteuerlich unter die Regelung "Pauschalierer" fällt, 

verfütterte in den Jahren 2003 bis 2005 an die von ihm 

gehaltenen Schweine Speisereste, die er mittels eines 

Spezialfahrzeuges bei verschiedenen Großküchen und 

Restaurants abholte und thermisch aufbereitete. Das den 

Großküchen und Gastronomieunternehmen für die Abnah-

me/Entsorgung der organischen Abfälle in Rechnung ge-

stellte Entgelt unterwarf der Landwirt ebenfalls der Durch-

schnittsbesteuerung, da diese Tätigkeit umsatzsteuerlich 

als Nebenbetrieb zu werten sei. Der zuständige Betriebs-

prüfer (BP) folgte dieser Auffassung jedoch nicht und be-

werte die Entsorgung von Speiseabfällen umsatzsteuerlich 

als sonstige Leistung, die als solche nicht der Durch-

schnitts- sondern der Regelbesteuerung zu unterwerfen 

sei. Zudem stellte die BP fest, dass die Speiseabfälle nicht 

wertlos seien, sodass zur Festsetzung der Umsatzsteuer 

neben dem Erlös aus der Abholung von Speiseabfällen 

auch der Wert der Abfälle als Bemessungsgrundlage zu 

berücksichtigen sei. Hiergegen klagte der Landwirt und 

obsiegte zum Teil. 

Entscheidung 

Das Gericht stellte zunächst fest, dass die Abho-

lung/Entsorgung von Speiseresten grundsätzlich keine 

landwirtschaftliche Dienstleistung im Sinne der EU-
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Mehrwertsteuersystemrichtlinie ist und somit eine sonstige 

Leistung darstellt. Folglich ist eine Durchschnittsbesteue-

rung nicht zulässig. Selbst wenn die entsprechenden An-

forderungen an eine Begünstigung erfüllt wären, käme im 

vorliegenden Fall eine Behandlung der Entsorgung der 

organischen Abfälle als Nebenbetrieb nicht in Frage. Denn 

die durch diese Tätigkeit erzielten Umsätze übersteigen die 

auf die Schweinemast entfallenden Umsätze deutlich, so 

dass sie nicht mehr von "untergeordneter Bedeutung" sind. 

Bei der Bemessung der Bedeutung unerheblich ist, dass 

der Landwirt den wesentlichen Teil seiner Arbeitskraft für 

den landwirtschaftlichen Betrieb aufgewendet hat. Die 

Erhöhung der Bemessungsgrundlage um den Wert der 

Speisereste ist hingegen nicht rechtens, da diese für Groß-

küchen und Restaurants wertlos sind. Somit kommt es zu 

keinem tauschähnlichen Umsatz, der eine Einbeziehung 

des Wertes bei der Berechnung der umsatzsteuerlichen 

Bemessungsgrundlage rechtfertigen würde. 

Konsequenz 

Erbringt ein Landwirt im Rahmen seines landwirtschaftli-

chen Betriebs Dienstleistungen, die über die originär land-

wirtschaftliche Tätigkeit hinausgehen, jedoch als landwirt-

schaftliche Dienstleistungen einzustufen sind, ist fortlau-

fend zu prüfen, ob das Verhältnis des im land- und forst-

wirtschaftlichen Hauptbetrieb erzielten Umsatzes im Ver-

gleich zu dem aus dem Nebenbetrieb stammenden Umsatz 

weiterhin eine umfassende Anwendung der Durchschnitts-

satzbesteuerung rechtfertigt. 

Rechtsstand: September 2012 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!

 


